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(Schluß aus No 68/69.
i e  W o h n h a u s - S i e d e l u n g  L e i p z i g -  
M o c k a u  is t G egenstand der D arstellungen 
unserer Nummern 66—69. Über diese Sied
lung sei im Einzelnen das Folgende bem erk t: 
Im F rüh jah r 1919 h a tten  R at und S tad t
verordnete beschlossen, im Norden 

der S tadt, auf ratseigenem  Boden, eine aus E in 
fam ilienhäusern bestehende Kleinhaus-Siedlung 
zu errichten, m it welcher für Leipzig erstm alig 
der F l a c h b a u  aus sozialen Erw ägungen 
heraus zur A nw endung gelangen sollte. N ach
dem die städ tischen  K örperschaften im F rüh 
jah r 1919 die vom H ochbauam t geschaffenen 
E ntw ürfe des S tad tbaura tes Dr. J . B ü h r  i n  g 
für 228 H äuser genehm igt hatten , konnte im 
H erbst desselben Jah res  m it dem Bau von zu
nächst 54 W ohnungen begonnen werden. Das 
etw a 5,9 ha große Gelände is t nach dem L age
plan  S. 302 so aufgeteilt, daß die den Baublock 
um schließenden S traßen R andbebauung er
halten, w ährend im Inneren des Blockes die 
H äuser um drei W ohnhöfe g rupp iert sind. Die 
G ebäude sind als R eihenhäuser zu größeren 
G ruppen zusam m engefaßt und in V erbindung 
m it G rünanlagen gebrach t w orden, wie es aus 
dem Ü bersiehtsplan der M ockauer Siedelung e r
sichtlich ist. Den Bedürfnissen der einzelnen 
Mieter entsprechend, gelangen die aus Erd- und 
Obergeschoß bestehenden H äuser in fünf v er
schiedenen Typen zur A usführung, die sich 
durch die G rundrißlösung und die Größe der 
W ohnflächen unterscheiden. W ährend die 
H ausbreiten zw ischen 4,25 m und 6 m wechseln, 
betragen die Tiefen 8,30 m bis 9 m, sodaß sich 
für eine W ohnung zw ischen 53 bis 88 <tm n u tz 
bare F läche ergibt. Die k leineren  H äuser en t
halten eine Stube, zwei K am m ern und K üche, 
die g rößeren eine Stube, drei K am m ern und 
K üche, dazu kom m en überall reichlich Boden- 
und K ellerraum , sowie je  eine W aschküche im 
K ellergeschoß, die bei den kleineren W oh
nungen die B adeeinrichtung enthält, w ährend 
bei den g rößeren  W ohnungen das Bad m it dem

A bbildungen S. 330 und 331.)
Spülabort in  V erbindung gebracht wurde. F ür jedes Haus 
stehen 80 bis 200 9m m it der K üche unm ittelbar in V er
bindung gebrachte N utzgartenfläche zur V erfügung, um 
den Bewohnern zu ermöglichen, einen Teil ihrer Lebens
bedürfnisse durch G artenbau und K leintierhaltung selbst

d e s  R u n d b a u e s  a m  P a p p e l h o f .

Zur W ohnungs-Fürsorge in Leipzig.
H ierzu die

T u r m a r t i g e r  A b s c h l u ß
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zu erzeugen. Die Umfassungsmauern aller Häuser sind in 
Rohbau mit Fugenverstrich hergestellt. Im Jah r 1-L!0 
wurde der erste Bauabschnitt fertig gestellt und im 
Oktober konnten die W ohnungen bezogen werden. Die 
G esamtkosten dieses Bauabschnittes betragen 4 355 000 M.,
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ist. Bei den schw ankenden Geldzuflüssen, über die be
lich te t wurde, und bei den ungeheuren Valuta-Bewegungen 
der letzten Zeit ist nun zu befürchten, daß die städtischen 
Kollegien sich mit der A usführung des ersten Teiles dieser 
Siedefung begnügen werden. Das w äre jedoch im Interesse

der . W ohnungs-Fürsorge, 
wie nicht minder auch in 
dem der architektonischen 
Einheitlichkeit sehr zu be
dauern, denn es käm e da
m it der Torso einer Pla
nung  auf die Nachwelt, die 
nach ihrer gesam ten w irt
schaftlichen und künstle
rischen Auffassung ein 
besseres Schicksal verdient 
hätte . — —H.—

B a n t e n - G r n p p e  a m L a u b e n h o f .

V ermischtes.
26. H auptversam m lung  

d es D eu tsch en  Beton-Ver
eins. Die diesjährige Haupt
versam m lung des Vereins 
sollte zugleich mit einer 
F eier des 25 jährigen Be
stehens verbunden werden, 
m it R ücksich t auf die all
gem eine Lage ist jedoch 
von jeder festlichen Ver
ansta ltung  abgesehen und 
es findet am 24. Septem
ber d. Js . nur eine Ver
sam mlung für Mitglieder in 
M ü n c h e n  sta tt. Zur Ver
handlung kom m en lediglich 
innere A ngelegenheiten des 
V ereins.

Im Anschluß an die V er
sam mlung soll am 25. Sep
tem ber eine B esichtigung 
des im Bau befindlichen 
Inn-K raftw erkes bei Töging 
stattfinden. —

Der Stand der Arbeiten 
am Küstenkanal. Die vor 
1 Vi Jah ren  begonnenen A r
beiten am K üstenkanal sind 
w eit fortgeschritten . Ende 
Ju li ist die erste  eiserne 
S traßenbrücke über den 

K anal an der S traße E dew echt-Friesoythe
fertiggestellt worden. A ndere B rücken sind im 
Bau. Auf der ersten  S trecke sind große B agger 
mit der E rw eiterung und V ertiefung des H unte- 
Ems-Kanales beschäftigt. Bei O ldenburg is t die 
einzige Schleuse im Bau und der untere  
Schleusen-Vorhafen geh t seiner Vollendung 
entgegen. Die N otw endigkeit, den Ausbau
rasch zu vollenden, zeigte sich an der voll
kommenen U nzulänglichkeit der jetzigen klei
nen Schleusen. A ugenblicklich herrsch t ein
starker Torf- und T orfstreu-V ersand und die 
Schleusen sind vom frühen Morgen bis zum 
späten Abend in A nspruch genommen. Dazu 
kommt noch die E rnte auf dem Hochmoor.

Über die landw irtschaftliche und industrielle 
E ntw icklung im Moor am K anal ist zu sagen, 
daß sich in wenigen Jah ren  die Zahl der Torf
werke und T orfstreu-Fabriken von 6 auf 50 ver
größert hat. Bis zum A usgang des K rieges gab 
es nur ein M oorgut am K anal von 300 ha Größe 
und gegenw ärtig  liegen 7 M oorgüter m it ins
gesam t 7800ha Größe am K anal. W ahrend bis 
1918 von diesen M oorgütern nur etw a 150 *'a 
k u ltiv iert w aren, sind je tz t bereits über 1200ha 
ku ltiv iert worden. F erner sind in den letzten 
Jah ren  3 neue K leinkolonien angelegt worden 
m it 108 K olonaten, von denen bereits gegen 70 
vergeben sind. In diesen K olonien und auf den 
M oorgütern w erden fo rtgesetzt neue Siedlungs
häuser errichtet. Die P roduk tion  der W erke 
am K anal is t seit 1918 von 15 0001 auf etwa

Ä  ÜCh»,tilenK0““ ,Ur H*“ «<“ “><* «U e-» S S ifÄ S  5ÄÄÄ ¡£¿2
Wie d e r  1 •m-PTilnn ^ ano ■.( v  1 ■ r  • ■ z w e *te n  H älfte Ju li bereiste der H auptausschuß des

Mockau als S  rinh 'p ftE h l ^ ’ i t  T ®  LeiPz> r‘ P ^ ^ c h e n  Landtages die o ldenburgischen und preußi-
edoch nur ehi Brue O e i h i l h e  ^ a  ’ V ° n, d e r  Ä n  M o o r e  z w i s c h e n  und W eser Die m ustergültigenjectocü nur ein Bruchteil bisher zur A usführung gelangt Siedlungen im oldenburgischen M oorgebiet erregten  allge-
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meine A ufm erksam keit. Es w urde von dem oldenburgischen 
M inisterpräsidenten v o n  F i n k h  die F rage angeschnitten, 
ob Preußen den K üstenkanal durch die preußischen Moore 
nach Ems fortführen wolle. Der oldenburgische M inister
präsident führte  dazu aus, daß alle die blühenden Siede
lungen in den oldenburgischen Mooren ihre Entw icklung 
und ihre E ntstehung dem K anal verdanken, der diesem Ge
biet ein w ahrer Segensspender gew orden sei. Der K anal er
fülle n icht nur die Aufgabe 
eines billigen V erkehrsw eges, 
sondern sei auch der W asser
regler dieses Gebietes. Der 
Ausschuß bereiste auch das 
M oorgebiet des K reises Hümm
ling, durch das der K anal zur 
Ems geführt w erden soll. Der 
Landrat dieses K reises, F re i
herr v o n  F ü r s t e n b e r g ,  
führte in einer A nsprache aus, 
daß alle V orbedingungen für 
eine groß angelegte Siedelung 
gegeben seien, daß das Moor
gebiet aber to t sei ohne einen 
K anal. In  die großen und ab
geschlossenen Moore des nörd
lichen Hümmlings w ürde ande
res Leben kommen, wenn ein 
K anal vorhanden  w äre: der Plan 
K am pe—Dörpen is t für den 
Aufschluß des großen Hümm- 
linger Moores geeignet. —- 

Zum Abbau der Wohnungs- 
ZwangsWirtschaft w aren kü rz 
lich M itteilungen verbreitet, 
die eine Beseitigung der W oh
nungs-Zw angsw irtschaft in 
allen Form en dieses Zwanges 
und die freie W ohnungsw irt- 
schaft m it neu auflebender 
B autätigkeit in  nahe A ussicht 
stellten. Dazu w ird aus dem 
Reichsarbeits-M inisterium  m it
geteilt, daß  eine solche Maß 
nähm e n ich t in Erw ägung ge
zogen w erde. Das w äre höchst 
bedauerlich; m an scheint sich 
an den maßgebenden Stellen 
immer noch nich t von den 
politischen Einflüssen befreien 
zu können. W ir kom m en auf 
diese schw er wiegende Frage 
zurück. —

Siedlungs-Erfolge in Teltow.
W enn der W anderer vor den 
T oren Berlins im Süden die 
alte  K reisstad t Teltow  durch
schreitet, so fällt ihm westlich 
der S tadt, am Striewitz-W eg, 
eine Kolonie neuer schm ucker 
Siedlungshäuschen ins Auge.
Es sind an sich einfache Zweck
bauten, doch gib t eine einheit
liche G estaltung, ein rhy th 
misches W iederholen gleicher 
Formen, dem Einzelbau wie 
dem Gesamtbild ein gewisses 
architektonisches Gepräge. Zwei 
Siedlungs - Gesellschaften der 
S tad t Teltow, „Selbsthilfe“ und 
„Mithilfe“, haben diese Bauten 
errichtet. Grund hierzu w ar 
auch hier die W ohnungsnot; es 
galt, zahlreiche Fam ilien aus 
Notw ohnungen, aus dumpfen 
K ellerlöchern und D achstuben 
zu erlösen. Es g a lt durchw eg, 
fast völlig unbem ittelten Leuten  
ein freundliches H äuschen im 
frischen Grün zu schaffen, ein 
schönes Ideal in W irklichkeit 
für sie um zusetzen. Manchen Schw eißtropfen h a t es ge
kostet, fo rtgese tz t m ußte die V erw altung tä tig  sein, um 
die erforderlichen finanziellen M ittel bei dem rapiden 
M arksturz zu beschaffen. Doch das W erk  gelang und wo 
früher A ckerland sich dehnte, sind seit 1921 43 Siedlungs- 
häusehen en tstanden , ein U nternehm en, das n ich t zuletzt 
der In itia tive des B ürgerm eisters und dem sozialen V er
ständnis der städ tischen  K örperschaften  zu verdanken  ist. 

Jedoch  n ich t durch B auunternehm er sind die H äuser

errich tet worden, sondern durch L a i e n ,  abgesehen von 
rein handw erklichen A rbeiten. Um dieses zu ermöglichen, 
m ußte vor Allem eine A nleitung durch Fachleute erfolgen, 
mußten neuere Bausysteme, wie die Betonblock-Baustein- 
w eise herangezogen werden, um auch ohne größere handw erk
liche Fähigkeiten  der Siedler zum Ziel zu kommen. Es 
sind Doppelbauten, um an Material zu sparen, die W ärm e 
auszunützen und den Bau m assiger in Erscheinung treten

zu lassen. Die Gesamt-W ohn
fläche beträg t durchschnitt
lich 110 qm, wovon 60 qm auf 
die W ohnung im Erdgeschoß 
(drei Stuben, eine Küche), 
50 qm auf die Dachgeschoß
w ohnung (zwei Stuben, K üche 
und Kammer) entfallen. K eller
räum e und Spitzboden bieten 
reichlich P latz. Verschiedene 
H äuser sind m it Drempel ge
baut, um die Räume der oberen 
W ohnung besser ausnützen zu 
können. Die Stallnutzfläche be
träg t 28 qm, der Drempel über 
dem Stall b ietet genügend Raum 
zur U nterbringung von  F utter, 
so ha t die G esam tanlage v e r
bunden m it dem rd. 800 qm 
großen G artenland eine ge
wisse W irtschaftlichkeit ge
w ährleistet. Die B auten sind 
seitens der R egierung m it Zu
schüssen reichlich bedacht, 
w iederholt amtlich von ihr be
sichtigt und es ist die Bauweise 
für g u t befunden worden.

Die w eitere Entw icklung 
dieses schönen Siedlungs
gedankens is t leider durch den 
katastropha len  M arksturz jäh 
unterbrochen worden. —

Zum Wiederaufbau in Bel
gien haben wir w iederholt das 
W ort genomm en und werden 
das auch w eiterhin tun, da 
diese A rbeiten ein hohes In te r
esse beanspruchen dürfen und 
verdienen, über die Grenzen 
dieses Landes hinaus bekannt 
zu werden. W ir w erden dem
nächst w ieder einen größeren, 
m it zahlreichen Abbildungen 
geschm ückten B eitrag über 
diese F ragen bringen. Auch 
die englische Presse be
schäftigt sich häufig mit den 
W iederaufbau-A rbeiten des ihr 
unm ittelbar benachbarten L an
des. So w ar der „M anchester 
G uardian“ kürzlich in der 
Lage, einige in teressante E in
blicke in den W iederaufbau 
der zerstörten  belgischen 
Gebiete zu geben. Danach 
sind jene heißum strittenen 
Trümm erhaufen, die die Namen 
Ypern, Passchendaele, Messines 
usw. tragen, w ieder zu mensch
lichen Behausungen gew or
den. Von 100 000 zerstörten  
H äusern sind 75 000 w ieder
hergestellt und 685 Millionen 
F ranken  dabei verausgab t w or
den. Die D örfer zeigen eine 
R ückkehr zu den E inw ohner
zahlen vor dem K rieg, oder 
w enigstens zu einem hohen 
Prozentsatz . In  Menin z. B. 
fehlen nur wenige Köpfe 
an seiner Friedenszahl von

18 000 E inw ohnern, Y pern h a t je tz t etw a 12 000 gegen
19 000 Einwohner, N ieuport ha t 606 H äuser von 951 wieder 
aufgebaut, Messines hat alle aufgebaut, doch ist seine E in
w ohnerschaft je tzt etw as geringer als früher. Einige der 
neuen H äuser, besonders die von K alfraart und Ligv an den 
S traßen  von Dixmuide und Menin sind bedeutend besser 
als die gew öhnlichen A rbeiterhäuser. Jedes H aus h a t einen 
großen W ohnraum , vier Schlafzimmer, Boden. Keller, 
W aschküche, einen W asserbehälter aus arm iertem  Beton
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und Mauern m it Luftschichten. Auch schweizerische 
fachliche Vereinigungen haben sich a n  d e m  W iederaufbau 
in Belgien beteiligt und ihr Augenmerk nicht zuletzt mit 
bestem Erfolg auch auf die künstlerische Erscheinung der 
neuen Teile gerichtet. —

Literatur.
Das Deutsche Krankenhaus. Handbuch für Bau, E in

richtung und Betrieb der K rankenanstalten. Unter Mit
w irkung von Prof. Dr. E. D i e t r i c h  in Berlin, heraus
gegeben von Prof. Dr. J . G r o b e r  an der Universita 
Jena. Zweite Auflage. Mit 389 teilweise farbigen Ab
bildungen im Text, 1 lithographischen Tafel und 1 Beilage. 
Jena, G ustav Fischer, 1922.

Der im Frühjahr 1911 erschienenen ersten Auflage 
dieses W erkes is t 'im  vergangenen Jah r nach der Kriegs- 
Unterbrechung und trotz der w irtschaftlichen Aachwehen 
der Revolution die zweite Auflage in einer A usstattung 
erschienen, die von den herrschenden Schwierigkeiten der 
buchtechnischen Herstellung nichts merken läßt. Papier, 
Druck, Abbildungen, um nur das mehr Äußerliche zu 
nennen, sind so vortrefflich, wie in der besten Friedenszeit. 
Schon in der ersten Auflage wurde die Bedeutung der 
K rankenanstalten für die Allgemeinheit und für die F ör
derung der medizinischen W issenschaft in entsprechender 
Weise gewürdigt. Zahlreiche U niversitäten haben klinische 
Neubauten errichtet, die der Allgemeinheit und dem F o rt
schritt der W issenschaft dienen, und andere A nstalten sind 
nicht hinter ihnen zurückgeblieben. In weitem Umfang, 
oft in bestimmender Weise, hat auch die Bautechnik an 
der Entwicklung m itgearbeitet, sodaß eine K rankenanstalt 
heute, ob sie nun groß oder klein ist, einen fein geglieder
ten Organismus darstellt, dessen Räderw erk pünktlich wie 
ein Uhrwerk arbeitet. Von der richtigen Funktion dieses 
differenzierten Organismus hängt die kranke Menschheit, 
hängt die Ausbreitung von Seuchen ab. Diesen Organis
mus schildert das vorliegende W erk, das zugleich v er
hindern will, daß alte Fehler in der Anlage und A usstat
tung der K rankenhäuser immer wiederholt, und daß neue 
Fehler gemacht werden, ohne die Erfahrungen der V er
gangenheit zu nutzen. Ein W erk, in dem a l l e  S e i t e n  
des Krankenhauswesens behandelt werden, fehlte bisher. 
Es ist dem A rchitekten wichtig, auch d i e Seiten des 
Krankenhauswesens kennen zu lernen, die seine T ätigkeit 
nicht unm ittelbar berühren, wie es für den Mediziner 
wichtig ist, auch einen Begriff von den architektonischen 
Grundlagen des K rankenhauswesens zu haben. So dient 
das W erk mit seiner umfassenden Darstellung beiden 
Teilen.

Der K rieg hat dem Krankenhausw esen viele neue 
Erfahrungen gebracht. N icht nur im Feld, wo Gelegenheit 
war, Studien über die Lazarett-Zustände des Frontheeres 
und die Krankenhaus-Verhältnisse des besetzten Gebietes 
zu sammeln, sondern auch in der Heimat, wo die Not des 
Volkes zwang, in den K rankenhäusern V erhältnisse zu 
dulden und Einstellungen zu wagen, die früher, als 
Deutschland noch im Besitz reicher Mittel und von einem 
hohen hygienischen Selbstbewußtsein durchdrungen war, 
nie gew agt worden wären. Diese Umstände mögen mit 
dazu beigetragen haben, daß sich während des Krieges 
und in der Zeit nach Friedensschluß das Krankenhaus- 
wesen auf völlig veränderte sachliche und persönliche 
Verhältnisse hat einstellen müssen. Diese Änderungen 
sind zwar noch im Fluß, zeigen aber in ihren Grundlinien 
bereits die Zukunfts-Entwicklung. Der Herausgeber hat es 
daher für an der Zeit gehalten, diese Grundlinien nun fest 
zu halten. Er schreibt: „W ir standen an der Spitze der 
Entwicklung des Krankenhausw esens unter allen K ultu r
völkern. Die neue Auflage soll zeigen, daß das tro tz der 
traurigen Verhältnisse, in denen unser V aterland schm ach
tet, noch immer der Fall ist, daß, auch unter den entsetz
lichen Schwierigkeiten der heutigen Zeit, diejenigen, die 
für das Krankenhauswesen in Deutschland verantw ortlich 
sind, nicht nur den W unsch, sondern auch die T atkraft 
haben, unserem V aterlande auch heute noch darin den 
V orrang zu sichern. Mag das Ausland . . . .  daraus er
sehen, daß wir noch immer geistige W erte hervorbringen, 
um die es uns beneidet hat und auch w eiter' beneiden 
wird. Man soll auch darin ein Stück der für die. W elt un
entbehrlichen deutschen K ultur sehen.“ Als m it dem 
„Deutschen K rankenhaus“ dauernd verknüpft nennt der 
Herausgeber die Namen B o e t h k e ,  „den klaren und 
klugen A rchitekten zahlreicher deutscher K rankenhäuser“ 
und K arl G u c k u c k ,  „den Erbauer der trefflichen 
Essener K rankenanstalten“.

Das W erk zerfällt in 3 H auptabschnitte. Diese b e 
handeln A) den Bau, B) die E inrichtung und C) den Betrieb 
der K rankenanstalten. Im ersten Abschnitt bespricht der 
Herausgeber, Prof. Dr. J . G r o b e r  von der U niversität
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Jena die Auswahl des P latzes und d ie-B auplanung  von 
K rankenanstalten . D arauf e rö rte rt im Besonderen Stadt- 
baura t W i n t e r s t e i n  in C harlottenburg die Bauaus
führung und zwar die G rundrißgestaltung der einzelnen 
Gebäudeteile, die bauliche D urchbildung der Gebäudeteile 
und die Baukosten von K rankenhäusern . Diese Ausfüh
rungen ergänzt R eg.-R at Dr. Ludwig D i e z  in Berlin mit 
B etrachtungen über die technische V ersorgung von 
K rankenanstalten . Das is t der A bschnitt der Architekten. 
Im zweiten A bschnitt kommen die Ärzte zu W ort. Es be
handeln der D irektor des Allgemeinen K rankenhauses St. 
Georg-Hamburg, Prof. Dr. Th. D e n e k e , die Einrichtung 
der allgemeinen K rankenstation ; der D irektor der Staats
irrenanstalt F riedrichsberg in Hamburg, Prof. Dr. phil. und 
med. W. W e y g a n d t ,  die Irrenanstalten , und Ministe
riald irek tor Prof. Dr. G o 11 s t  e i n in Charlottenburg die 
A nstalten für Leicht- und C hronischkranke. In die Dar
stellung der E inrichtung der U ntersuchungs- und der Be
handlungsräum e teilen sich m ehrere Verfasser. Es be
spricht der D irektor der m edizinischen Universitätsklinik 
in Halle a. S., Prof. Dr. F. V o 1 h a  r d , das Laboratorium, 
der D irektor der m edizinischen U niversitätsklinik in 
Königsberg i. Pr., Prof. Dr. M. M a 11 h e s , die Baderäume, 
der D irektor der chirurgischen U niversitätsk lin ik  in Tü
bingen, Prof. Dr. G. P e r t h e s ,  die O perationsräum e und 
Prof. D ü r c k  in München die pathologischen Institu te and 
Prosekturen. Die E inrichtung der w irtschaftlichen An
lagen: wie Küche, W aschhaus, D esinfektionshaus usw. 
schildert der V erw altungsdirektor der Gesundheitsbehörde in 
Hamburg, Dr. H. N a u m a n n .  Auf diese Teile des W erkes 
kommen 611 Seiten, w ährend w eitere 300 dem Betrieb 
gewidmet sind. Hier besprechen Prof. Dr. G r o b e r  die 
Leitung und O rganisation von K rankenanstalten , Geh. 
Med.-Rat Prof. Dr. S t i n t z i n g  in Jen a  d ie -F rag en  des 
ärztlichen D ienstes und der K rankenordnung, der H eraus
geber und Prof. Dr. P f e i f f e r  in Essen die Ernährung 
der K ranken, der A potheker Dr. W o 11 z e in E ssen die 
A potheken der K rankenanstalten  und ihren Betrieb, Dr. 
K i ß l i n g  in Mannheim den K rankenpflegedienst, der 
V erw altungsdirektor der Charité in Berlin, Geh. Reg.-Rat 
E rnst P ü t t e r ,  den V erw altungsdienst der K ranken
häuser und ihre finanzielle E rhaltung, der V erw altungs
direktor Dr. II. N a u m a n n  in Ham burg den Betriebs
dienst der K rankenanstalten , Geh. Ju s tiz ra t Prof. Dr.
E. Z i t e 1 m a n n  in Bonn das bürgerliche R echt der 
K rankenanstalten, Prof. Dr. S t i e r - S o m 1 o in Köln das 
öffentliche R echt der K rankenhäuser, und endlich Geh. 
Ob.-Med.-Rat Prof. Dr. K r o h n e  in Berlin die gesetzlichen 
Bestimmungen über Anlage, Bau, E inrichtung und Betrieb 
von K rankenanstalten.

Aus diesen A ngaben kann das reiche M aterial ge
w ürdigt werden, welches in diesem Sam m elw erk v e r
einigt ist. —

Personal-Nachrichten.
Direktion des staatlichen Kunstgewerbe-Museums in 

Dresden. Der bisherige D irektor des mit der K unstgew erbe- 
Schule verbundenen staatlichen Kunstgewerbe-M useums in 
D r e s d e n ,  Prof. Dr. K. B e r 1 i n g . tr it t  nach langer 
verdienstvoller T ätigkeit am 1. O ktober 1923 in den R uhe
stand. Als Nachfolger is t Dr. W olfgang B a l z  e r ,  bisher 
K unstkritiker des „Leipziger T ageb la ttes“ und w issen
schaftlicher B eirat an den S tädtischen Bücherhallen zu 
Leipzig, zum D irektor des Museums ernannt w orden. 1884 
in Dresden geboren, in München bei Lipps und K arl Voll, 
in Leipzig bei Schm arsow  gebildet, hat sich Balzer beson
ders dem Studium der neueren französischen K unst
geschichte zugew andt und in den letzten  Jah ren  vor Allem 
volkspädagogischen und kunsterzieherischen Aufgaben 
gewidmet, —

Chronik.
Wohnungs - Gruppe der Stadt Oberhausen. Die Stadt

O b e r h a u s e n  errichtet unter Zuhilfenahme der Beihilfe- 
Darlehen auf einem städtischen Gelände an der Schiller- 
und Arndt-Straße, anschließend an die im vergangenen Jahr 
erstellten Eigenheime städtischer Beamten, eine Wohnhaus- 
Gruppe von insgesamt 20 Wohnungen. Es werden in der 
Schiller-Straße 2 Einfamilienhäuser — die im Besitz der Stadt 
verbleiben — und anschließend als Übergang zur dreigeschossigen 
Bebauung der Arndt-Straße drei Mittelhäuser mit 3- und 
4-Zimmerwohnungen erstellt. Jeder Wohnung soll ein kleiner 
Garten beigegeben werden. Die Bauten sind bereits Mn Angriff 
genommen und schreiten den Verhältnissen entsprechend gut
voran. —

I n h a l t :  Z u r  W o h n u n g s - F ü r s o r g e  i n  L e i p z i g .  ( S c h l u ß . )  —  V e  
m i s c h t e s .  —  L i t e r a t u r .  —  P e r s o n a l - N a c h r i c h t e n .  —  Chronik. - 
T e c h n i k  u n d  W i r t s c h a f t .  —

Verlag der Deutschen Bauzeitung, G. m. b. H. in Berlin.
Für die Redaktion verantwortlich: A l b e r t H o f m a n n i n  Berli:

W. B ü x e n s t e i n ,  Berlin SW. 48.
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TECHNIK u n d  WIRTSCHAFT
Zuständigkeit der Baupolizei bezüglich wirtschaftlicher Dimensionierung der Bauwerke.

Von Dipl.-Ing. S c h r ä d e r  in Görlitz.
ei baupolizeilichen P rüfungen verschie
denster B auentw ürfe, insbesondere aus dem 
Gebiet des B auingenieurw esens, ist mir 
häufig aufgefallen, daß die Mehrzahl der 
Entwürfe zw ar den statischen  Anforderungen 
genügten, daß aber die für uns heute im 

Vordergrund stehende F rage der w irtschaftlichen Be
messung der Einzelteile oder auch die zw eckm äßige w irt
schaftliche Anlage des G esam tentw urfes oft durchaus 
nicht mit der gerade heute so dringend nötigen Sorgfalt 
und Gewissenhaftigkeit behandelt wurde.

Daß uns seit Jah ren  die b itte re  N ot m ehr denn je 
sparsam ste Verwendung aller Stoffe, von Kohle und Holz 
an bis zum Fertigprodukt, zur unbedingten Pflicht macht, 
bedarf keiner Begründung. H ochw ertige A rbeit in E n t
w urf und Durchführung der K onstruk tion  muß gefordert 
werden. Vortreffliche Arbeiten m aßgebender Fachleute 
auf diesem Gebiet bis in die allerneueste Zeit zeigen denn 
auch das gewissenhafte Bestreben, durch w irtschaftliche 
M uster-Entwürfe sowie in gewissen Grenzen sich haltende 
Typisierung von Bauteilen oder ganzen Bauwerken und 
theoretische Arbeiten auf den verschiedensten Gebieten, 
insbesondere auch den unerm üdlichen A usbau der S tatik , 
uns an Baustoffen zu erhalten, was noch zu re tten  ist.

Leider werden, wie immer w ieder festgestellt werden 
kann, diese G esichtspunkte n icht von allen A rchitekten 
und Ingenieuren gebührend berücksichtig t, sei es, daß 
Zeit oder Interesse an der w irtschaftlichen G estaltung der 
Bauwerke fehlen, oder sei es, daß dem Entw erfenden die 
erforderliche Vorbildung zur Vornahm e der w irtschaft
lichen Überprüfung fehlt. Daß unter gew issen U mständen 
bew ußt unw irtschaftlich gearbeite t wird, sollte heute als 
k rankhafte E rscheinung überw unden sein.

Es sei mir g esta tte t, diese V erhältnisse durch einen 
bezeichnenden F all zu beleuchten, der mir Mitte vorigen 
Jah res gelegentlich einer B auberatung entgegen tra t. Als 
ich den betreffenden Unternehm er, der an mich zwecks 
B eratung heran getreten  w ar, außer auf andere zum Teil 
schwere E ntw urfsfehler auf die auffallende M aterial
verschw endung bei seinem beabsichtigten Bauw erk h in
wies, w urde mir die auch schon im vorigen Ja h r  völlig 
unverständliche A uskunft gegeben, die F rage betreffs 
A usnutzung des Materiales spiele keine Rolle (!), da  dasselbe 
im eigenen Besitz — es handelte sich um W aldungen — 
zur Genüge vorhanden sei.

Solches wohl nicht vereinzeltes V orkom m nis zeigt die 
G leichgültigkeit gew isser Kreise w irtschaftlichen Fragen 
gegenüber und gibt zu schweren Bedenken Anlaß. Die 
maßgebenden Organe sollten gegen solchen sträflichen 
Mißbrauch des sowieso stark  verm inderten V olksver
mögens m it aller Strenge vorgehen, handelt es sich doch 
um häufig sehr bedeutende W erte, die tatsächlich  bei 
gutem  W illen und ernstem  Bemühen der betreffenden tech 
nischen K reise der G esam theit m it verhältn ism äßig  g e 
ringer Mühe erhalten bleiben könnten.

Ich halte es daher angesichts der b itteren  Not für 
eine berechtigte Forderung, die keinen Aufschub leidet, 
den technisch prüfenden Organen, also insbesondere der 
Baupolizei und den Landes-A ufsichtsbehörden, die V er
pflichtung aufzuerlegen, die ihnen zur Prüfung und Ge
nehmigung vorzulegenden E ntw urfsarbeiten  auch in erster 
Linie nach w irtschaftlichen G esichtspunkten zu über

prüfen. N aturgem äß würde sich diese W irtschaftsprüfung 
besonders auf Entw ürfe des Bauingenieurwesens beziehen. 
Die P rüfung is t auch n ich t etw a gar zu engherzig oder 
kleinlich gedacht. Vor Allem dürfte sie nicht so un 
geschickt einsetzen, daß unter U mständen infolge w ieder
holter N euaufstellung des Entw urfes die entstandenen 
M ehrkosten und die w iederholten Prüfungs-G ebühren und 
dergleichen sich so hoch belaufen, daß der B auherr viel
leicht tro tz endlich gelungenen w irtschaftlichen Entw urfes 
finanziell s tärker belastet w ürde, als durch einen weniger 
gu t durchgearbeiteten, aber flott in die Praxis um gesetzten 
Entw urf. Denn in diesem Fall würde m ittelbar doch der 
Einzelne letzten  Endes die Belastung zu tragen  haben.

Die Prüfung denke ich vielmehr so, daß zunächst bei 
offensichtlichen V erstößen gegen die M aterial-Ersparnis
— und deren sind nicht wenige — die Baupolizei ohne 
W eiteres befugt, ja  verpflichtet sein soll, die N euauf
stellung des Entw urfes oder eine Änderung nach ihren 
V orschlägen zu verlangen, oder auch diese selbst vor
zunehmen. N atürlich setzt das schleunigste E rledigung 
aller eingehenden Entw ürfe seitens der Behörde, also v er
einfachten Geschäftsgang voraus; dieser aber liegt im 
Bereich der Möglichkeit.

Einen großen W ert dieses Zweiges der baupolizei
lichen Prüfung erblicke ich besonders auch darin, daß
— gew issenhafte, strenge und doch nicht gar zu eng
herzige P rüfungsarbeit der A ufsichtsbehörde als selbst
verständliche Forderung angenomm en — w irtschaftlich 
n icht baureife E ntw ürfe n icht erst bis zur Prüfung in den 
Büros durchgearbeite t werden, sondern daß der U nter
nehmer oder der Entw erfende infolge der dem Entw urf 
gegebenenfalls drohenden Zurückw eisung gezwungen 
werden, nach Möglichkeit von vornherein sparsam  zu 
konstru ieren . Die E i n r i c h t u n g  e i n e r  E n t w u r f s -  
B e r a t u n g s s t e l l e  b e i  d e r  B a u p o l i z e i  is t mög
lich und w ürde sicher oft in A nspruch genommen.

Der Ausbau unserer H ochschulen und Baugewerk-; 
schulen is t heute derart, daß der Entw erfende bei gutem  
W illen oder behördlichem Zwang, zu sparen, sehr w ohl in 
der Lage sein wird, der prüfenden Behörde statisch  und 
w irtschaftlich w irklich baureife Entw ürfe vorzulegen. Bis
lang fehlt eben tatsächlich  der behördliche D ruck zur 
sparsam en M aterial-Verwendung, denn die Zw angsw irt
schaft en tsprang ja  anderen Ursachen.

Ohne K äm pfe und W idersprüche in beiden Lagern 
w erden diese A nregungen kaum  ihren W eg nehmen, nicht 
etwa, weil die V erw irklichung der V orschläge vom E n t
w erfenden wie P rüfenden höchste A nspannung theore
tischen W issens und praktischen K önnens fordert, sondern 
oft wohl V erzicht auf Gewinn aus unnötig eingebauten 
Massen bedingt.

Mir scheinen jedoch in der höchsten N ot des V ater
landes diese letzten  Erw ägungen haltlos in sich selbst 
zusammen zu stürzen. Unserem T echnikerstand aber und 
besonders unserem  jungen technischen Nachwuchs schadet 
eine straffe, gew issenhafte Durchbildung nichts.

N icht unerw ähnt darf bei dieser Gelegenheit bleiben, 
daß natürlich  auch die am tlichen Bestimm ungen diesem 
Sparsam keitssinn in erhöhtem  Maß R echnung tragen 
müssen. An A nregungen zu dieser Frage ha t es nicht g e 
fehlt, sodaß deren  B erücksichtigung wohl nur eine F rage 
der Zeit sein dürfte. —-

Die Betriebs-Sicherheit elektrischer Städte-Versorgung.
ie V ersorgung der S täd te  mit E lek triz itä t 
ha t einen ungeahnten  Aufschw ung ge
nommen. Gibt es doch kaum  noch eine 
S tad t in E uropa ohne ein elektrisches Ver- 
teilungsnetz, das die säm tlichen S tadtgebiete 
überzieht. In  10 Jah ren  w ird in jedem  Haus 

ein Anschluß für E lek triz itä t, wie heute für Gas zu haben 
sein. Die S icherheit der S trom -V ersorgung verlang t bei 
diesem schnellen A nw achsen immer größere ’Vorsichts
m aßregeln. W ie rasch  sich die Entw icklung der E lek triz i
tä t vollzogen hat, g eh t daraus hervor, daß das D resdener 
E lek triz itä tsw erk  ers t 17 Jah re , die Berliner W erke JO. 
das ä lteste  städ tische E lek triz itä tsw erk  in Deutschland,

das von Triberg, n ich t länger als 30 Jah re  bestehen. Der 
A ufschwung der Überland-W erke stam m t noch aus viel 
jüngerer Zeit. Das älteste  Ü berlandw erk en tstand  vor 
etw a 10 Jah ren  und  heute g ib t es W erke, welche Gebiete, 
die größer sind als ganz Sachsen, m it ihrem Strom  v e r
sorgen. W elches Aufsehen erregte es, als 1891 zuerst auf 
der F rank fu rte r elektrischen A usstellung die 171 km lange 
F em -Ü bertragung von Lauffen nach F rank fu rt gezeigt 
w urde. H eute arbeite t z. B. Lauchham m er m it einer 
Spannung von 120 000 Volt. Im Zusam m enhang m it diesem 
A ufschwung der E lek triz itä t steht auch die in teressante 
Erscheinung, daß die S tädte, die sich sehr ablehnend 
gegen eine V erteilung des Strom es in N achbar-Gem einden
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verhielten, jetzt vorziehen, dam it gu te  Geschäfte zu 
machen. An der Spitze der Überlandwerke stand noch vor 
nicht langer Zeit Gröba m it rund 1000 Anschluß-Ge
meinden, auf der anderen Seite Leipzig, das einen einzigen 
N achbarort m it K raft versah, da es den richtigen Zeit
punkt versäum t hatte und unterdessen P rivatgesell
schaften einen festen Ring um sein Gebiet gezogen haben. 
Dresden hat immerhin, obschon es sich diesem Arbeitsfeld 
erst in den letzten zehn Jahren  zuwandte, 29, Chemmtz lb, 
Reichenbach i. V. 66 Ortschaften angeschlossen.

Der Begriff „Betriebssicherheit“ kann nun einmal, vom 
Standpunkt des Verbrauchers, bestimmt werden als die un
bedingte Möglichkeit zur beliebigen Strom-Abnahme inner
halb der durch den Liefer-Vertrag gezogenen Grenzen, 
ferner vom Standpunkt des Lieferers als die Lieferung 
von Strom innerhalb der Vertrags-Verpflichtungen, so weit 
das mit allen Mitteln möglich ist. Diese beiden Aus
legungen finden sich im Stromlieferungs-Vertrag der S tadt 
Dresden, der die Klausel betreffend höhere Gewalt, die 
Güte-Klausel, die Ablehnung der Schadenersatz-Ansprüche, 
die Verpflichtungen, die Stromlieferer übernimmt, enthält. 
Eine große Rolle in der Frage der Betriebssicherheit spielt 
die Frage der Verantwortlichkeit. Es gibt verschiedene 
Arten; zuerst auf seiten des Lieferers eine moralische (die 
Vermeidung des schlechten Eindruckes, wenn in einem 
W erk Störungen Vorkommen); eine zivilrechtliche (durch 
Ablehnung der Schadenersatz-Ansprüche geregelt) und 
auch eine strafrechtliche (der man nur durch sorgfältige

Auswahl der verantw ortlichen Beam ten gerecht werden 
kann). Seltener w ird von der anderen  V erantw ortlichkeit, 
der der Strom-Abnehmer, gesprochen. Hier lassen sich 
wieder zwei A rten von Fahrlässigkeit des Abnehmers 
feststellen. Neben der L ich tstärke  der Lampen kommt 
ihre Ausführung sehr wesentlich in Frage. M atte Lampen 
lassen nur etwa 90 v. H. des erzeugten Lichtes zur W ir
kung kommen und ihre rauhe Oberfläche verstaub t leicht. 
Die A nnehm lichkeit der gleichm äßigen, m ehr blendenden 
A usstrahlung kann man an vielen Stellen wohl entbehren, 
und eine kleinere K erzenstärke m it durchsichtigem  Glas 
bringt dann die gleiche H elligkeit hervor. N o c h  wichtiger 
aber is t die Entfernung der Lampen von der erleuchteten 
Fläche. Die L ichtw irkung nim m t nämlich m it dem Quadrat 
der E ntfernung ab, d. h. eine Lampe verb re ite t viermal so 
viel L icht auf dem Tisch, w enn sie Y? m über ihm hängt, 
als wenn sie 1 m darüber hinge. Man schränke daher alle 
Deckenlampen, K ronen und dgl. ein und benutze nur die 
Einzelbeleuchtung am A rbeitsplatz, möglichst unmittelbar 
an der zu beleuchtenden Stelle, ganz besonders aber sollte 
man derzeit K erzenlam pen verm eiden, die beleuchtungs
technisch ungünstig sind. Das Beste ist natürlich eine 
gute Tischlampe. Man muß auch darauf achten, daß 
rechtzeitig ausgeschaltet wird. W eitere R atschläge lassen 
sich wegen der vorhandenen Installa tion  nicht immer be
folgen; gegebenenfalls aber kann  man leicht 10 v. H. 
Strom kosten ersparen. —

H. L. in Linz.

Zur Bekämpfung der W ohnungsnot in Deutschland.
n den deutschen Reichskanzler ha t die 
„ S t u d i e n g e s e l l s o ' h a f i  z u r  B e 
k ä m p f u n g  d e r  W o h n u n g s n o  t“, die 
sich aus Parlam entariern, V ertretern  von 
Hypothekenbanken, Mietern und Vermietern, 
sowie Architekten, V ertretern des Bau

gewerbes, zusammensetzt und sich seit Jah r und Tag mit 
der Untersuchung des Standes und der Ursachen der 
Wohnungsnot in Deutschland befaßt, Mitte März dieses 
Jahres die folgende Vorstellung gerichtet:

„Die Studiengesellschaft hat Kenntnis genommen von 
einschlägigen Plänen, Gesetzes-Vorschlägen und be
schlossenen Gesetzen, von Verwaltungs-Maßnahmen und 
deren Begründungen, sowie von den V erhandlungen der 
Parlamente und der zuständigen Fachkreise. Sie hat in 
ihrer Mitte die V orträge von V ertretern von verschiedenen 
Richtungen gehört und glaubt sich dadurch ein un
parteiisches Urteil über die Lage der Dinge gebildet 
zu haben.

Die Studiengesellschaft ist heute der Meinung, daß die 
zur Zeit in K raft befindlichen Gesetze ebensowenig wie die 
im Reichstag beschlossenen Mieterschutz- und Mieteini- 
gungsamts-Gesetze dazu beitragen können, daß die W oh
nungsnot gelindert wird. Unter der Auswirkung der bis
her bestehenden W ohnungs-Zwangswirtschaft ist die Zahl 
der fehlenden W ohnungen von anfangs 600 000 auf 800 000 
und neuerdings auf 1600 000 gestiegen. Somit hat der 
Weg, den die Parlamente und die Behörden eingeschlagen 
haben, um der W ohnungsnot abzuhelfen, aus irgend
welchen Gründen nicht zum Ziel geführt. Ausgehend von 
der löblichen Absicht, während des Krieges die Schwachen 
gegen eine unerträgliche Belastung durch Steigen der 
Mieten zu schützen, haben die Behörden durch die W oh
nungs-Zwangswirtschaft die E rträgnisse der W ohnbauten 
so niedrig gehalten, daß weder die zu deren Pflege und 
Erhaltung notwendigen Mittel aus den Mieteinkünften, noch 
die zur Verzinsung der darin angelegten W erte auf
gebracht werden konnten. Die verhängnisvolle Folge 
dieser Politik zeigte sich im ganzen Reich in einem fort
schreitenden Verfall aller Mietwohnhäuser und in einer 
Stillegung der W ohnbau-Tätigkeit,

Zu spät ist auf Grand des Reichsmieten-Gesetzes eine 
Erhöhung der Mieten beschlossen worden, und zwar in 
einem Umfang, der keineswegs den Ansprüchen der H aus
besitzer Rechnung trägt, der aber trotzdem die Mieter in 
helle Empörung versetzt hat, da sie nicht nur eine starke 
"Verteuerung der Mieten zu Gunsten des von ihnen be
wohnten Hauses ertragen sollen, sondern auch durch die 
Wohnungsbau-Abgabe einer Sonderbesteuerung zu Gunsten 
eines kleinen Kreises von Personen herangezogen werden, 
die später in den Genuß von dam it errichteten Häusern 
treten.

Die begreifliche Erregung der M ieterschaft ist unseres 
Erachtens infolge der Täuschung entstanden, der sich die 
Mieter hingeben mußten, solange sie gerade für diesen 
le i l  ihrer Ausgaben in unnatürlicher W eise auf K osten des 
Gesamthausbesitzes oder der deutschen V olksw irtschaft 
bevorzugt wurden. Sie wurden durch Gesetzgebung und
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Verordnungen daran gew öhnt, zu allen den K osten nicht 
herangezogen zu werden, die z. B. jeder H ausbesitzer, der 
in seinem eigenen Haus allein w ohnt, selbstverständlich 
tragen muß.

Dieses vorausgeschickt, b itte t die Studiengesellschaft, 
ihre Auffassung der Sachlage vortragen  zu dürfen: Die 
Gründe der W ohnungsnot liegen in dem Mangel an Neu
bauten seit Beginn des W eltkrieges, entstanden, da der 
größte Teil der Baustoffe und A rbeitskräfte w ährend des 
Krieges für Zwecke der V erteidigung und K riegsführung 
in Anspruch genommen war. E ine Minderung der aus
gebildeten A rbeitskräfte infolge der K riegsverluste war 
unvermeidlich, aber auch die Heranbildung neuer, ge
lernter Facharbeiter unterblieb fast vollständig und ' die 
Erzeugung von Baustoffen nach K riegsschluß war durch 
die R aubw irtschaft, die unum gänglich während des Krieges 
geführt wurde, auf das äußerste erschwert und ein
geschränkt.

Unmittelbar nach dem K rieg setzte auf der anderen 
Seite durch die plötzlich anschwellende Zahl der Ehe
schließungen und Neubildungen von H aushaltungen aller 
A rt eine vers tä rk te  N achfrage nach W ohnungen ein, 
w ährend auf der anderen Seite durch die B illigkeit der 
Mieten eher eine A usdehnung als E inschränkung in den 
Ansprüchen an Mietsräume aller A rt stattfand. Dieses 
Ausdehnungsbedürfnis is t un ter dem Zwang der V erhält
nisse zum Teil inzwischen eingedäm m t worden, zum Teil 
aber noch durchaus w irksam , da K reise, die früher für 
ihre W ohnungen bis zu 20 v. H., ja  25 v. H. ihres Jah res
einkommens aufw enden m ußten, heute zum Teil nicht 
einmal 1 v. H. ihres Einkom mens an Miete zu zahlen haben.

Zur V erm ehrung der W ohnungsnot träg t außerdem  der 
Zustrom oft unerw ünschter A usländer bei, die durchweg 
auffallend schnell W ohnung finden, ohne daß die W oh
nungsäm ter m itw irken. Endlich ist der beklagensw erte 
Zustrom der vertriebenen D eutschen im zur Zeit noch un
besetzten Gebiet unterzubringen. Eine w eitere V ergröße
rung der W ohnungsnot is t durch die Unzahl neu ge
schaffener Behörden verursacht. W ir erinnern  nur an die 
im ganzen Reich notw endig gew ordenen F inanzäm ter, an 
das A usdehnungsbedürfnis p riva ter B anken und Geschäfts- 
Unternehm ungen und an die verhängnisvolle Belastung 
aller besetzten Teile D eutschlands durch die feindlichen 
Truppen und V erw altungsbehörden.

Gegenüber allen diesen U m ständen, die an der Ver
mehrung der W ohnungsnot m itw irken, beschränkte  sich 
bis vor kurzem  die W ohnungs-Zw angsw irtschaft fast aus
schließlich auf unschöpferische Maßnahmen, d. h. auf eine 
mehr oder weniger w illkürliche und zufällige N euver
teilung des vorhandenen W ohnraum es.

Diese neuere V erteilung h a t in der B evölkerung den 
stärksten  W iderstand hervorgerufen; sie b ildet dort, wo 
sie durchgeführt w ird, fast immer eine aberm alige Sonder- 
»esteuerung und Belastung eines beschränk ten  K reises von 

k taatsbtirgern. Die A ussichtslosigkeit, durch solche Maß
nahmen irgendwie nennensw ert zur Abhilfe der W ohnungs
not beizutragen, kann nich t besser bew iesen werden als 
durch die 1* eststellung, daß die sogenannten großen W oh
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nungen, d. h. über 4 Zimmer, die so wesentlich zur Ab
hilfe beitragen sollen, im ganzen D eutschen Reich 
höchstens 7 v. H. aller W ohnungen ausm achen.

Es soll hier davon abgesehen werden. S tellung zu 
nehmen zu der T ätigkeit der W ohnungs-Zw angsw irtschaft 
und der W ohnungsäm ter, sow eit sie den A ustausch oder 
die Zuweisung von frei w erdenden W ohnungen betrifft, 
da diese T ä tigke it m it einer V erm ehrung oder V erm inde
rung der W ohnungsnot nur unwesentlich im Zusam m en
hang steht. Es is t auch diesem W erkzeug der Zwangs
w irtschaft (W ohnungsäm ter) nicht gelungen, die W oh
nungsm iete durchw eg billig zu halten, es w erden von be
m ittelten W ohnungssuchenden vielm ehr ganz ungeheuere 
Summen unter dem D eckm antel von „A bstandsgeldern“ , 
Eigentum s-Übertragung von  Inventaren , ja  von ganzen 
Geschäften usw. gefordert und bezahlt.

Dieser negativen, rein  verw altungsm äßigen T ätigkeit 
der Behörde is t allm ählich eine aufbauende T ätigkeit zur 
Seite getreten, durch N eubau von W ohnungen, fast durch
weg in Form  von Siedlungsbauten. H eim stätten und dgl. 
Zu den N eubauten w urden S taatszuschüsse gegeben, auch 
diese allerdings unter so erschw erenden U m ständen und so 
einseitig nur für die kleinen W ohnungen und unter Be
vorzugung sogenannter gem einnütziger Baugenossen
schaften, daß eine nennensw erte Förderung des W oh
nungsbaues dadurch n ich t erfolgte. W enn auch die Ab
gabe von Zuschüssen in neuerer Zeit freisinniger be
handelt w urde, so tra t doch diese E rleichterung erst so 
sp ä t ein, daß sie durch die verhängnisvolle Entw ertung 
der deutschen Zahlungsm ittel, die ungeheuere Steigerung 
der A rbeitslöhne und durch täglich knapper werdende 
Baustoffe w irkungslos blieb.

Es muß le id e r ' nach den am tlichen Berichten trotz 
achtungsw erter Leistungen in Einzelfällen gesag t werden, 
d a ß  d a s  M i t t e l  d e s  H e i m s t ä t t e n  - u n d  S i e d e 
l u n g s b a u e s  m i t  S t  a a  t  s - B a  u z u  s c h ü s s e n 
g e g e n ü b e r  d e m  r i e s e n h a f t e n  U m f a n g  d e r  
W o h n u n g s n o t  v e r s a g t  h a t .

Nachdem die K räfte  des S taates durch die ersten 
M illiardenzahlungen für Staatsbauzuschüsse erschöpft 
waren, hat man versucht, durch die W ohnungsbau-Abgabe 
ausreichende M ittel flüssig zu machen. Aber schon erhob 
sich der W iderstand der Mieter, zum Teil begründet in der 
N otlage, in der sich zahlreiche K reise befinden, zum Teil 
aber auch aus dem m angelnden V ertrauen  heraus, m it dem 
m an der V erw altung und der V erw endung dieser Gelder 
entgegen sieht.

Es w ird befürchtet, daß ihre Einziehung, V erteilung 
und V erw altung U nkosten verursachen wird, die einen 
w esentlichen Teil der aus der W ohnungsbau-Abgabe er
w achsenden S taatseinnahm en aufzehren wird. Es w ird auf 
der anderen Seite befürchtet, daß die B auausführung nicht 
in allen F ällen  von den Stellen sta ttfindet, die für die 
E rzeugung von W ohnräum en besonders durchgebildet wird.

Aber selbst w enn die beste V erw endung angenomm en 
w ird, kann  die W ohnungsbau-Abgabe in ihrer augenblick
lichen Höhe die W ohnungsnot in absehbarer Zeit nicht 
beseitigen. Die M ietseinnahmen des D eutschen Reiches 
w erden auf 5 bis 6 Milliarden geschätzt. E in W ohnungs
bau-Zuschlag von 3000 v. H. w ürde danach eine R ohein
nahm e von 180 Milliarden ergeben. F ür diese Summe 
können bei der heutigen Preislage, für den K ubikm eter 
um bauten Raum  50 000 M. B aukosten eingesetzt, 18 000 
W ohnungen von 200 cbm Umfang gebaut werden, so daß 
also die Zahl von 1600 000 fehlenden W ohnungen in
88,8 Jah ren  erreich t w erden könnte.

Die Zahl von 1 600 000 fehlenden W ohnungen wird 
sich aber sofort erm äßigen, w enn w ieder ein nach w irt
schaftlichen G esichtspunkten geordneter Zustand im 
W ohnungsw esen ein tritt. N icht nur w erden T ausende von 
Mietern ihre Ansprüche erm äßigen, sobald sie für W ohn- 
räum e wie für andere L ebensbedürfnisse einen n a tü r
lichen Preis bezahlen müssen, sondern es w erden auch 
viele D oppelforderungen bei verschiedenen W ohnungs
äm tern  ausfallen, die je tz t gestellt werden, da solche 
Forderungen zu nichts verpflichten, andererseits die Hoff
nung erwecken, daß w enigstens eine derselben befriedigt 
w ird. Auch w ürden zu große W ohnungen freiw illig auf
gegeben werden.

Neben dem staatlichen W ohnungsbau durch den W oh
nungsbaukosten-Zuschlag oder andere staatliche Mittel ist 
bisher im w esentlichen Umfang von der Industrie neuer 
W ohnraum  geschaffen w orden. Große W erke haben in 
allen Teilen D eutschlands Siedelungen für ihre A rbeiter 
teils mit, teils ohne Zuschüsse errichtet.

W eiter is t ein B ruchteil von W ohnungen durch sehr 
verm ögende P riva tleu te  gebaut, wie die verhältnism äßig 
starke  B au tä tigkeit z. B. in den V ororten Berlins beweist. 
Auch diese B au tä tigke it s teh t aber unm ittelbar vor dem

Erliegen, das geht aus dem R ückgang von Anmeldungen 
von N eubauten in den letzten  Monaten hervor.

Auch der N eubau der G eschäftshäuser stock t tro tz  des 
großen Bedürfnisses nach A rbeitsräum en für die durch die 
E inführung des A chtstundentages notw endig gewordene 
V erm ehrung der Angestellten. Ebenso haben die Auf
stockungen von H äusern fast ganz aufgehört, m it Mühe 
w erden selbst von den Großbanken die begonnenen 
A rbeiten zu Ende geführt. Die B autätigkeit der L and
w irtschaft endlich, die vielversprechend begonnen hatte, 
ist zusam mengebrochen.

A l l e  d i e s e  U m s t ä n d e  b e w e i s e n ,  d a ß  a u f  
d e m  b i s h e r i g e n  W e g  s t a a t l i c h e r  B e v o r 
m u n d u n g  u n d  d e r  B e v o r z u g u n g  d e r  V e r 
b r a u c h e r  d a s  W o h n u n g s - E l e n d  i m m e r  n u r  
g r ö ß e r  w e r d e n  m u ß .  Es w ird also tro tz aller Sorge 
um die dadurch aberm als in unser W irtschaftsleben hinein 
getragenen zeitweiligen Beunruhigungen n ichts anderes 
übrig bleiben, als d e n  b i s h e r i g e n  W e g  d e r  
W o h n u n g s - Z w a n g s w i r t s c h a f t  z u  v e r l a s s e n ,  
d i e  g e s a m t e n  W o h n u n g s ä m t e r  a u f z u l ö s e n ,  
d a s  e b e n  e r s t  e r l a s s e n e  R e i c h s m i e t e n -  
G e s e t z ,  d a s  M i e t  e r  s c h u t  z - G e s e t  z u n d  d a s  
M i e t s e i n i g u n g s a m t s - G e s e t z  a u f z u h e b e n .

Dem M ißbrauch is t in einzelnen Fällen  n ich t v o r
zubeugen. Mißbrauche können aber auch heute durch die 
Zwangsw irtschaft nicht verm ieden w erden; sie kommen 
unheilvollerweise n icht dem deutschen H ausbesitz zu 
Gute, sondern einzelnen besonders geldstarken und nicht 
immer besonders m oralisch und sittlich einw andfreien P e r
sonen. Jedenfalls kann d i e  f r e i w i l l i g e  P r i v a t 
b a u t ä t i g k e i t ,  d i e  g a n z  a l l e i n  d i e  W o h 
n u n g s n o t  w i r d  l ö s e n  k ö n n e n  und die nur lebens
fähig ist, wenn ihr die V erdienstm öglichkeit gegeben wird, 
die jeder Lohnem pfänger als selbstverständliche V oraus
setzung seiner A rbeit ansieht, n ich t eher wieder aufleben 
und dem gegenw ärtigen Zustand ein E nde m achen, als bis 
dieser Lohn für die A rbeit der U nternehm er durch F reiheit 
ihrer W irtschaft und durch die R ückkehr zu bew ährten 
Arbeitsw eisen gew ährleistet wird.

Die K lagen über das Elend im W ohnungsw esen waren 
in der Zeit der freien W irtschaft gewiß zum großen Teil 
berechtigt, daß aber das Elend in den Jah ren  der Zwangs
w irtschaft gelindert worden sei. ist n ich t nachw eisbar, im 
G egenteil sind die V erhältnisse noch schlechter geworden, 
wie sie vorher gewesen sind.

E i n  Ü b e r g a n g  v o n  d e r  Z w a n g s w i r t 
s c h a f t ,  d i e  b i s h e r  g ä n z l i c h  v e r s a g t  h a t ,  
z u r  f r e i e n  W i r t s c h a f t  i s t  m ö g l i c h ,  w enn durch 
Übergangs - Bestimm ungen insbesondere bezüglich des 
Höchstpreises für die v o r dem 1. Ju li 1918 errichteten  
W ohnräum e einem M ißbrauch seitens der V erm ieter und 
einer Ü bervorteilung der Mieter vorgebeugt wird. Als ein 
solches Ü bergangsm ittel sei ein neuer W eg zur Bestimmung 
der Mietshöhen gewiesen, der jedenfalls den V orzug größter 
E infachheit bietet:

Alle bisherigen Festsetzungen von Miete und  Miets
zuschlägen gehen davon aus, daß sie eine bestim m te E in
heit zu Grunde legen und als fest annehmen, nämlich die 
Mark, w ährend diese E inheit tatsächlich  fortw ährenden 
Schw ankungen und E ntw ertungen unterw orfen ist. Durch 
diese V eränderungen w erden aber in kürzester Zeit die 
getroffenen Bestim m ungen sinnlos, der dadurch verfolgte 
Zweck kann  nich t erreicht w erden, und die R egierung sieht 
sich in die N otw endigkeit versetzt, neue Bestim m ungen zu 
entw erfen, welche regelm äßig und meistens, ehe sie die 
G esetzkraft erlangt haben, von dem Schicksal der früheren 
A nordnungen betroffen werden.

Eine Lösung der Schw ierigkeiten oder auch die G rund
lage zu einer fortschrittlichen Besserung kann  aber unm ög
lich durch eine Summe verschiedener A nordnungen erreicht 
werden. Sie ist nur möglich durch einfache, w enig zahl
reiche V orschriften, die allgem ein erfaß t und angew andt 
w erden können. Von diesem G edanken ausgehend, erscheint 
folgender W eg n ich t unzweckm äßig:

1. Vor dem K rieg w andte jeder Mieter einen Teil seines 
E inkom m ens auf die Miete, dieser Teil w ird zwischen 10 
und 25 v. H. geschw ankt haben. Der jetz ige Aufwand für 
den gleichen Zweck bleibt h in ter dieser Aufwendung erheb
lich zurück. E r dürfte durchschnittlich 1 v. H. des E in
komm ens n icht übersteigen. Den H öchstbetrag der Mieten 
so hoch festzusetzen, daß der vor dem K rieg erreichte 
P rozentsatz  erzielt w ird, dürfte n ich t angängig sein. W ohl 
a b e r w äre es angängig, un ter Zugrundelegung, sei es der 
S teigerung des Lohntarifes, sei es S teigerung der G ehälter 
einschließlich Teuerungs-Zuschlägen, sei es des Lebens
m ittel-Indexes, die zulässige Steigerung der M ieten derart 
zu berechnen, daß sie ein V ielfaches der Friedensm iete, aber
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nur %, Yi oder Y> der Steigerung der Löhne, G ehälter oder 
des Indexes ausm achen. Von diesen drei Maßstäben dürfte 
derjenige der B eam tengehälter den V orzug verdienen, weil 
er in einer D urchschnittsziffer zu errechnen is t und den 
Mietern keine allzuhohe Belastung auferlegt. Diese R ege
lung müßte allgemein im ganzen Deutschen Reich erfolgen 
und gleichzeitig angeordnet werden, daß in Zukunft die 
Steigerung der Mieten autom atisch entsprechend der ver
hältnism äßigen Steigerung des Indexes oder der G ehälter 
einzutreten hat. Die Indexziffern werden regelm äßig ver
öffentlicht, es müßte nur dafür Sorge getragen werden, daß 
sie mindestens 8 Tage vor Ablauf eines jeden Zeit
abschnittes amtlich erscheinen.

Mit diesen Zahlungen hätte  der Mieter alle seine 
Obliegenheiten erfüllt, und der Vermieter hat dafür alles 
das zu leisten, wozu er auch in V orkriegszeiten gesetzlich 
verpflichtet war. E i n e  W o h n u n g s b a u  - A b g a b e  
s e i t e n s  d e r  M i e t e r  h ä t t e  i n  F o r t f a l l  z u  
k o m m e n .  Die Mittel für etwaige Neubauten sind in 
anderer Weise aufzubringen.

2. Der Besitz oder das Ermieten zweier W ohnungen 
seitens einer Person innerhalb des Deutschen Reiches is t an 
die vorherige Genehmigung der Oberverwaltungs-Behörde 
(Landrat, M agistrat oder Bürgermeister) geknüpft. D er
jenige, welcher ohne diese Erlaubnis zu besitzen, mehrere 
W ohnungen innerhalb des D eutschen Reiches hat, zahlt, 
falls er die übrigen W ohnungen nicht räum t, eine Strafe 
in Höhe des zehnfachen Betrages der unter 1 fixierten 
Miete. Dadurch würden die Doppelwohnungen, die zur Zeit 
noch immer gehalten werden, unmöglich.

3. D i e  g e s a m t e  d u r c h  M i e t s - E i n i g u n g s 
u n d  W o h n u n g s ä m t e r  a u s g e ü b t e  T ä t i g k e i t  
b e z ü g l i c h  V e r g e b u n g ,  A n w e i s u n g  u n d  E n t 
z i e h u n g  v o n  W o h n u n g e n  u n d  G e n e h m i g u n g

Vermischtes.
Feuchtigkeit und Hausschwamm. In der „Deutschen 

Bauzeitung“ vom 18. August 1923 spricht Hr. Hans 
B r o s i u s über F e u c h t i g k e i t  i n  d e n  B a u t e n ,  
ihre Entstehung, V erhütung und Beseitigung. E r deutet 
darin auch an, wie die Feuchtigkeit die Bauten m ittelbar 
schädigt, indem sie Fäulnispilzen und Schwamm zur E n t
w icklung verhilft.

Feuchtigkeit, darf man sagen, is t immer vorhanden, 
oder sie ist vorhanden gewesen, wo holzzerstörende Pilze 
sich bem erkbar machen. Ohne Feuchtigkeit können sie eben
so wenig entstehen und weiter wachsen, wie irgend eine 
Pflanze. Es ist deshalb ungemein wichtig, dafür zu sorgen, 
daß unsere Bauten möglichst bald trocken werden und 
trocken bleiben. Bei Schwamm-Heilungen muß man des
halb immer in erster Linie darauf bedacht sein, die Feuch
tigkeits-Quelle aufzuspüren und unbedingt zu beseitigen. 
Tut man das nicht, so ist keine Gewähr dafür vorhanden, 
daß der Schwamm dauernd beseitigt ist. Die Beseitigung 
der Feuchtigkeits-Quelle ist also bei jeder Schwamm- 
Heilung das Erste, was man tun muß, und viel wichtiger, 
als die besten Mittel zur V ertreibung und Unschädlich
machung von Hausschwamm-Pilzen in ihren verschiedenen 
A rten und Abarten.

W er Schwamm-Heilungen übernimmt, muß so lange 
suchen und überlegen und forschen, bis er diese Quelle 
oder Quellen aufgefunden hat. Das ist nicht immer leicht; 
es ist oft mühsam und zeitraubend Dazu reicht oft die 
Zeit, nicht selten aber auch die V orbildung Derer nicht 
aus, die sich für diese Arbeiten anbieten. Vielfach drängen 
sich einfache H andwerker, Scharw erker an diese Arbeiten 
als Unternehmer heran. Sie haben wohl irgendein pilz
tötendes Mittel, auf das sie vertrauen, und das einige Jah re  
wirksam bleibt, so lange, bis ihre Gewährleistungsfrist ab
gelaufen ist, sodaß sie nicht mehr verantw ortlich gem acht 
werden können für erneutes A uftreten der holzzer
störenden Pilze. Sie haben aber keine oder zu geringe 
bautechnische und physikalische Vorbildung, sodaß sie 
nicht in der Lage sind, die w ahren Feuchtigkeits-Quellen 
w irklich zu entdecken und aufzuspüren. Es liegt also an 
der Unfähigkeit dieser Personen, wenn Hausschwamm- 
Heilungen so oft mißlingen, sodaß die Meinung allgemein 
verbreitet ist, wo Schwamm einmal aufgetreten ist, kehrt 
er immer wieder.

D i e s e  M e i n u n g  a b e r  i s t  d u r c h a u s  f a l s c h .  
S c h w a m m  l ä ß t  s i c h  i m m e r  d a u e r n d  b e 
s e i t i g e n ;  man muß es nur verstehen. Neben pein
lichster Sorgfalt is t aber die erste Vorbedingung, ja  die 
H auptsache für das Gelingen die r e s t l o s e  B e s e i t i 
g u n g  u n d  d a u e r n d e  F e r n h a l t u n g  d e r  F e u c h 
t i g k e i t .  —

Oberbaurat M a h 1 k  e in Berlin-Lankwitz, 
Privatdozent an der Technischen Hochschule Berlin.

v o n  M i e t s v e r t r ä g e n  h ö r t  a u f .  Selbst wenn da
durch ein Aufwand von Pensionen entstehen sollte, so wird 
doch unter allen Umständen eine viel größere Summe 
erspart, welche die Regierung für W ohnungsbauzw ecke im 
Einvernehm en m it den gesetzgebenden K örperschaften v er
wenden könnte.

S treitigkeiten zwischen V erm ieter und Mieter en t
scheiden die A m tsgerichte, die K ündigungsgründe sind auf 
einige wenige zu beschränken und für das V erfahren ist 
eine beschleunigte A rt in Anlehnung an die besonderen V er
fahren der Zivilprozeß-Ordnung durch Gesetz einzuführen.

V orstehender Lösungsversuch wird sicherlich n icht alle 
Interessen befriedigen. Das zu erreichen hieße auch eine 
Unmöglichkeit anstreben. Es ist untunlich, allen gerech t
fertigten Ansprüchen der H ausbesitzer Folge zu leisten, und 
es is t ebenso untunlich, die Mieten so niedrig zu halten, daß 
sie weder für den H ausbesitzer, noch für den V erm ieter 
eine finanzielle Rolle spielen. W as aber erreicht w erden 
kann, ist, eine Grundlage zu finden, auf der eine fo rt
schreitende Besserung und insbesondere K lärung für alle 
Interessenten angestrebt werden kann. Nur dieses Ziel 
konnte durch den Vorschlag verfolgt werden, wobei bem erkt 
wird, daß die prozentuale Festsetzung der Erhöhung zur 
Friedensm iete, von den Indexzuschlägen abgesehen, in regel
mäßigen Zwischenräumen stattzufinden haben wird. Dazu 
ist der notw endige S treit der Interessenten  auf eine Frage 
beschränkt, w ährend er heutzutage durch eine Zersplitte
rung in eine Menge von Festsetzungen und Zuschlägen 
jede K larheit eingebüßt, aber an gegenseitiger E rbitterung 
und Aufreizung außerordentlich viel gew onnen hat.

Diesen letzten Vorschlag un terb reite t die Studiengesell
schaft zur Bekämpfung der W ohnungsnot dem Herrn 
R eichskanzler und den gesetzgebenden K örperschaften 
mit der B itte um Prüfung und Stellungnahm e.“ —

Die neuen deutschen Patentamts-Gebühren, gü ltig  für 
ab 15. Ju li 1923 fällig gew ordene Zahlungen gemäß V er
ordnung vom 9. Ju li 1923; wohl aber im A ugenblick dieser Ver
öffentlichung schon längst w ieder überholt. P a ten te : Schutz
dauer 18 Jahre. Anmeldegebühr M. 60 000; Jah res tax en : 
Ja h r  1 2 3 4 5 6 7
Mark 60000 60000 90000 120000 150000 200000 300000
Ja h r  8 9 10_______ 11_______12 13
Mark 450000 7U0000 1000000 1590000 2000C00 3000000
Ja h r  14________ 15________ 16________ 17_________ 18
Mark 4500000 6000000 10000000 15000000 20000000

Von 1. Jah restaxe  is t die H älfte bei Abweisung oder 
Zurücknahm e rückzahlbar- Z usatzpatente - Jah restax en  
50 v. H. der Taxen für H auptpatente.

Zuschlagsgebühr bei Zahlung in der N achfrist 25 v. H . 
der Jahresgebühr.
B eschw erdegebühr........................................................M. 60 000
N ichtigkeits-, Zurücknahm e-, Zwangslizenz-

A nträge ................................................................... „ 200 000
Berufungsgebühr in obigen V erfahren . . . „ 500 000

G e b r a u c h s - M u s t e r .
A nmeldegebühr d e f i n i t i v ....................................„ 40 000
E ventual-A ntrag bei g leichzeitiger A nm eldung

der P a t e n t e    „ 20 000
Verlängerung   „ 400 000

W a r e n - Z e i c h e n .
A n m e ld e -G ru n d g e b ü h r......................................... „ 60 000
K lassengebühr je K lasse (bis zu 20 K lassen) „ 20 000
E in t r a g u n g s g e b ü h r .............................................. „ b0 000
D ruckkosten  nach Länge der Veröffentlichung.
Erneuerungs-G rundgebühr . . . • „ 250 000
K lassengebühr je K lasse (bis zu 20 Kl.) . . „ 20 000
N a c h h o lu n g s g e b ü h r .............................................. „ 50 000
Beschwerdegebühx  „ 60 000
L ö s c h u n g s a n tra g s g e b ü h r ....................................„ 100 900
In ternationale M arkenregistrierung . . . . „ 120 000

V e r b a n d s - Z e i c h e n .
A n m e ld e -G ru n d g e b ü h r.........................................n 300 000
K lassengebühr je K l a s s e ........................................... , 50 00'J
E in t r a g u n g s g e b ü h r .............................................. „ 300 000
D ruckkosten wie oben.
E r n e u e ru n g s g e b ü h r    . „  1 200 000
K lassengebühr je K l a s s e ....................................„ 50 000
N a c h h o lu n g s g e b ü h r .............................................. n 300 000

P r i o r i t ä t s - B f e l e g e  
ohne Schreib- und V ergleichsgebühren . . . „ 8 000
B e g l a u b i g u n g e n  j e .........................................  700

N a c h h o l u n g s f r i s t  b e i  M i n d e r z a h l u n g e n  
l i e f  a m  15.  A u g u s t  1 9 2 3  a b .  —
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